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1. Kapitel

Problemstellung

A. Thematische Einordnung

Der Begriff des Verzichts ist in der Diskussion der letzten Jahre um eine
Neuorganisation des Arbeitsmarkts allgegenwärtig. Gerade das macht zur
Vermeidung von Missverständnissen vorab eine genauere Festlegung des
Themas erforderlich.

Unter Arbeitnehmer-Verzicht wird im Sprachgebrauch der Tagespresse
häufig das Abschmelzen gewachsener betrieblicher, tarifvertraglicher oder
gesetzlicher Besitzstände von Arbeitnehmern verstanden. Angesichts wach-
sender weltwirtschaftlicher Verflechtungen und steigender Mobilität von
Unternehmen geraten diese Besitzstände zunehmend unter Anpassungs-
druck. Die steigende Zahl so genannter betrieblicher Bündnisse für Arbeit
und gesetzgeberische Tendenzen zur weiteren Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs des als Einstellungshemmnis angesehenen Kündigungs-
schutzgesetzes sind allgemein bekannter Ausdruck dieses Anpassungs-
drucks. So wichtig eine (wirtschafts-)wissenschaftlich vertiefte Auseinan-
dersetzung mit diesem Themenkomplex und seinen funktionalen Grund-
annahmen ist, so wenig geeignet ist dafür eine juristische Dissertation. Eine
volkswirtschaftlich vertiefte Analyse der gegenwärtigen Umbruchsituation
des deutschen Arbeitsmarktes und daran anknüpfende rechtspolitische
Handlungsempfehlungen für ein „marktgerechteres“ oder „flexibleres“ Ar-
beitsrecht können und sollen hier nicht gegeben werden.

Im juristischen Sprachgebrauch dagegen versteht man unter einem Ver-
zicht im Allgemeinen nicht verschlechternde Vertrags- oder Gesetzesände-
rungen, sondern das Aufgeben eines zumindest dem Grunde nach bestehen-
den Rechts oder Anspruchs durch dessen Inhaber1. Verzichtsschutz meint
hier den Schutz des Rechts- oder Anspruchsinhabers vor unerwünschter
Preisgabe durch sich selbst. Im Rahmen dieser Arbeit soll die Erörterung
des Verzichtsschutzes schwerpunktmäßig fokussiert werden auf die Frage,
ob, inwieweit und aus welchen Gründen die Unabdingbarkeit arbeitsrecht-
licher Normen die Befugnis der Arbeitsvertragsparteien einschränkt, durch

1 Zur Präzisierung des Verzichtsbegriffs im juristischen Sprachgebrauch sogleich.



einen individualvertraglichen Verzicht über Ansprüche oder Rechte des Ar-
beitnehmers aus diesen Normen zu disponieren.

Soweit Arbeitnehmerschutz durch öffentlich-rechtliches Arbeitsschutz-
recht organisiert wird, ergeben sich hier keine Zweifelsfragen: Wenn Ar-
beitgeber dem Staat gegenüber durch Gesetz zur Gewährleistung gewisser
Mindestbedingungen des Arbeitsschutzes verpflichtet sind, so können diese
Verpflichtungen nicht zum Gegenstand privatrechtlicher Dispositionen ge-
macht werden.

Soweit aber dem Zivilrecht zuzuordnende zwingende Normen des Ar-
beitsrechts den Arbeitgeber lediglich gegenüber dem Arbeitnehmer als sei-
nem Vertragspartner zu arbeitsrechtlichem Mindestschutz verpflichten, stellt
sich das Problem, inwieweit den Arbeitsvertragsparteien damit zugleich die
Befugnis zu einvernehmlichen Dispositionen über die gesetzlich garantier-
ten Ansprüche oder Rechte des Arbeitnehmers entzogen ist. Angesprochen
ist damit die Antinomie zwischen der sozialstaatlichen Gewährleistung von
Sozialschutz durch zwingendes Arbeitsrecht und dem zivilrechtlichen
Grundsatz der Vertragsfreiheit.

I. Unabdingbarkeit als Charakteristikum des
Arbeitsvertragsrechts

Während im allgemeinen Zivilrecht dispositives Vertragsrecht vorherr-
schend ist, ist dies im Arbeitsvertragsrecht die Ausnahme; das Arbeitsrecht
ist geprägt durch zugunsten des Arbeitnehmers einseitig zwingende Nor-
men. Der Spielraum der Vertragsfreiheit, verstanden als Gestaltungsfreiheit
des Arbeitsvertrages, ist dadurch im Arbeitsvertragsrecht vergleichsweise
stark eingeschränkt. Soweit zwingendes Arbeitsvertragsrecht eingreift, kön-
nen die Parteien nicht rechtswirksam etwas anderes vereinbaren, selbst
wenn es im beiderseitigen Interesse ist. Einseitig zwingendes Arbeitsver-
tragsrecht steht damit notwendig in einem Spannungsfeld zum für das Pri-
vatrecht grundlegenden Gedanken der Vertragsfreiheit zwischen freien und
gleichen Individuen, die ihre vertraglichen Beziehungen in freier Selbstver-
antwortung regeln.

Nicht zuletzt deshalb ist umstritten, ob und inwieweit Arbeitnehmer
rechtswirksam auf Ansprüche oder Rechte aus zwingendem Arbeitsvertrags-
recht verzichten können. Die vertretenen Positionen reichen hier von der
generellen Gleichsetzung von Unabdingbarkeit und Unverzichtbarkeit bis
zur generellen Verzichtsfreiheit der Arbeitsvertragsparteien hinsichtlich aller
bereits entstandenen und fälligen Ansprüche oder Rechte des Arbeitneh-
mers. Vermittelnde Positionen berücksichtigen, ob der Verzicht während des
laufenden Arbeitsverhältnisses oder erst nach dessen Beendigung vereinbart
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wurde. Auch die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist in dieser
Frage uneinheitlich und differiert zudem hinsichtlich des jeweils geschütz-
ten Rechts oder Anspruchs.

Übereinstimmung herrscht lediglich im teleologischen Ansatzpunkt:
Wenn ein Verzicht der Arbeitsvertragsparteien auf unabdingbare Ansprüche
wirksam sein soll, so muss dieses Ergebnis mit dem (jeweiligen) Zweck der
Unabdingbarkeit kompatibel sein. Eine allgemein anerkannte Definition der
Zwecksetzung arbeitsrechtsspezifischer Unabdingbarkeit oder auch nur eine
systematische Anwendung von anspruchsübergreifend definierten Aus-
legungsmaßstäben ist jedoch bisher kaum erkennbar. Vertreten werden so-
wohl paternalistische als auch unterlegenheitsspezifische als auch ordnungs-
politische Zwecksetzungen der Unabdingbarkeit der gesetzlichen Normen
des Arbeitsvertragsrechts.

In der Analyse der Zwecksetzungen und in der Entwicklung und Syste-
matisierung geeigneter Auslegungsmaßstäbe zur Bestimmung der Reich-
weite des in der arbeitsrechtsspezifischen Unabdingbarkeit liegenden Ein-
griffs in die Verzichtsfreiheit besteht ein Hauptanliegen dieser Arbeit.

II. Praktische Bedeutung arbeitsrechtlicher
Verzichtsvereinbarungen

Verzichtsvereinbarungen werden in der arbeitsrechtlichen Praxis vor al-
lem im Zusammenhang mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses getrof-
fen. Dies geschieht häufig im Rahmen von Abwicklungsverträgen, so ge-
nannten Ausgleichsquittungen oder auch in arbeitsgerichtlichen Vergleichen.
Die Parteien haben in dieser Situation häufig das Bedürfnis, einen „Schluss-
strich“ zu ziehen, der die vielschichtigen Beziehungen des Arbeitsverhält-
nisses einheitlich und endgültig beenden soll. Dem Arbeitgeber ist diese
Klarheit im Gegenzug oft eine Abfindung oder ein Entgegenkommen in an-
derer Form wert. Prinzipiell können Verzichtsvereinbarungen also den gütli-
chen, außergerichtlichen oder doch zumindest den unstreitigen Interessen-
ausgleich in der Beendigungssituation erleichtern, auch wenn die Praxis
zeigt, dass gerade Ausgleichsquittungen relativ häufig Gegenstand nach-
gelagerter rechtlicher Auseinandersetzungen sind2.

Darüber hinaus kann auch im laufenden Arbeitsverhältnis ein Interesse
des Arbeitnehmers an einer individualvertraglichen Regelung bestehen, weil
sie seinen Bedürfnissen besser entspricht, obwohl sie formal als eine nach-
teilige Abweichung von unabdingbaren Normen des Arbeitsvertragsrechts
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